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Der Staat besteht notwendig zu anderen Staaten hinüber. Bereits im 19. Jahrhundert 
hat die Rechtswissenschaft erkannt, „dass jener selbstgenugsame und durch keinen 
Willen verpflichtbare Staat ein Abstractum ist, dass der concrete Staat stets als Mitglied 
einer Staatengemeinschaft erscheint.“ Der isolierte Staat als einziger seiner Gattung auf 
Erden ist bestenfalls Wunschpunkt theoretischer Betrachtung. Der „concrete Staat“, 
wie Georg Jellinek im Jahr 1882 schrieb, ist stets Mitglied einer Staatengemeinschaft. 
Damit sind nicht allein formale und faktische Staatenverbindungen gemeint gewesen. 
Jellinek bezog sich zugleich auf das Band der völkerrechtlichen Beziehungen, das die 
vielen Staaten in der einen Welt miteinander verbindet. Dieser Zusammenhang ist für 
uns heute selbstverständlich, erscheint aber als eine Antwort auf die Fährnisse des kur-
zen 20. Jahrhunderts, die gerade als Exzesse einer ungehemmten Machtstaatlichkeit 
verstanden worden sind. Aus diesem Blickwinkel erscheint das Vergangene als Mitur-
sache und ist negativer Maßstab für die Abgrenzung zur Gegenwart.  

Bis in die neueste Zeit verbreiteten sich deshalb gesellschaftstheoretische Konzepte 
und teleologische Lesarten – von beiden Rändern des politischen Spektrums aus –, die 
den Staat als im Grundsatz überwundene Herrschaftsform einordnen. Der Staat sei 
noch für den Zeitraum hinzunehmen, den neue Formen politischer Gemeinschaft und 
das sie tragende überstaatliche Recht zur Festigung bräuchten. Teilweise wird aus der 
richtigen Beobachtung, dass eine „zusammenwachsende Welt“, dass die „Globalisie-
rung“ erhebliche Herausforderungen und Zumutungen für den Einzelnen und die 
Weltgesellschaft bereit hält, der falsche Schluss gezogen, dass der Staat als Organisa-
tionsform politischer Herrschaft diese nicht bewältigen könne. Die Schlussfolgerung 
beruht auf einer kritisch zu hinterfragenden Annahme: Es scheint nahezu ein säkularer 
Glaubenssatz gesellschaftlicher Eliten zu sein, dass der westliche Verfassungsstaat gegen 
die tatsächlichen Erscheinungsformen modernen Lebens im 21. Jahrhundert, wie „di-
gitalen Kapitalismus“, übermäßigen Ressourcenverbrauch, unkontrollierte Migra-
tionsströme, soziale Differenzierung, konflikthafte Entwicklung des „globalen Südens“ 
und physische Bedrohungen des Bürgers wie der Ordnung insgesamt sich nur noch 
stemmen, diese allenfalls moderieren könne. Als Antwort auf diesen Zustand wird – 
besonders in Deutschland – die überstaatliche politische Einheitsbildung im kontinen-
talen Raum und teilweise im globalen Maßstab gesucht, durch Handelsabkommen 
und Investitionsschutzverträge, das europäische Freizügigkeitsregime des Binnenmark-
tes mit „Schengen“ und „Dublin“, die Versuche technischer und sozialer Standardisie-
rung, die Ausweitung der materiellen Strafbarkeit im Ausland, den gemeineuropäi-
schen Menschenrechtsraum der EMRK oder multinationale Militärverbände. Dabei 
gerät zumeist aus dem Blick, dass diese Erscheinungsformen zugleich auch Ursache für 
und Ausdruck der „Internationalisierung“ sind. Sie sind nahezu immer das Ergebnis 
politischer Gestaltung. Die berechenbarste Größe in der „Internationalisierung“ ist der 
politische Wille zu überstaatlicher Kooperation und europäischer Integration. 

Die Konzepte und Lesarten hatten und haben weiterhin erhebliche Auswirkungen 
auf die Erwartungen an das Völkerrecht und das Unionsrecht. Sie beeinflussen auch 
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das Rechtsverständnis. Der Standpunkt, dass der Staat eine historisch nicht mehr zeit-
gemäße Herrschaftsform sei, ist dabei im Kern mittlerweile überwunden. Im Gegen-
teil, die schmerzhaften Fälle der Staatenzerrüttung weltweit und bis nach Europa  
hinein bekräftigen, dass der Staat weiterhin der zentrale Schutzraum für das in Institu-
tionen verkörperte Sozialmodell einer territorial radizierten Gesellschaft und „Sach-
walter des Staatengemeinschaftsinteresses“ ist. Auch die Grund- und Menschenrechte 
können über längere Zeiträume einstweilen nur von Staaten effektiv gewährleistet und 
durchgesetzt werden. Der deutsche Verfassungsstaat unter dem Grundgesetz ist dabei, 
trotz berechtigter Kritik im einzelnen, ein vorbildhaftes Beispiel. Er garantiert die at-
lantische Ordnung, die den Menschen in den Mittelpunkt stellt und den Rahmen für 
angeborene Freiheiten und kollektive Selbstbestimmung setzt.  

Gegenstand dieses Lehrbuches ist der Teil des deutschen Staatsrechts, der auf grenz-
überschreitende Sachverhalte und überstaatliche Konstellationen anzuwenden ist. Es 
geht um das Staatsrecht der internationalen Beziehungen in der Berliner Republik. 
Die Begrenzung des Rechtsgebiets auf die internationalen Beziehungen und die 
Wegweisung mit der „Berliner Republik“ möchte ich näher begründen. 

Der Ausdruck „international“ steht im Folgenden für tatsächliche und rechtliche 
Ereignisse zwischen mehreren Völkerrechtssubjekten, bei denen es sich in der Regel 
um Staaten und sodann um internationale Organisationen handelt. Der Begriff „inter-
nationale Beziehungen“ ist gegenüber dem Attribut „auswärtig“, den das Grundgesetz 
verwendet, vorzugswürdig, weil er die Aufmerksamkeit auf diejenigen lenkt, die letz-
ten Endes miteinander kooperieren, nämlich Nationen. Die „internationalen Bezie-
hungen“ sind zudem weniger festgelegt auf die völkerrechtlichen Außenbeziehungen. 
Dadurch passen sie besser auf die Europäische Union, in der „die verschiedenartigen 
Traditionen, Mentalitäten und politischen Kulturen der europäischen Nationen“ regi-
onal zusammenarbeiten und einen friedlichen Interessenausgleich finden.  

Mit der Berliner Republik greife ich einen zeitgeschichtlichen Begriff auf. Er ist 
Mitte der 1990er-Jahre eingeführt worden, um zu beschreiben, dass die Bundesrepub-
lik Deutschland „durch die Wiedervereinigung nicht nur größer, sondern auch dank 
der sie begleitenden Veränderungen der internationalen Politik von Grund auf anders 
geworden“ ist. Die Berliner Republik ist zwar mit der Bonner Republik staatsrechtlich 
identisch, „gesellschaftlich, politisch, kulturell ist sie es nicht“ (§ 10 Rn. 100). Die 
Bonner Republik der 1980er-Jahre wird zuweilen in der Rechtswissenschaft als ein 
staatsrechtliches Ideal („Glücksfall“) verklärt, das es vom Bezugspunkt der Diktaturen 
und der Nachkriegszeit aus tatsächlich auch war. Allerdings sollten wir um der Zu-
kunft willen den seitdem veränderten Rahmen bewusst wahrnehmen: die Auflösung 
der historischen Lage als Frontstaat im Ost-West-Gegensatz und in Abgrenzung zur 
DDR, die vollständige Wiedererlangung der inneren und äußeren Souveränität, ver-
änderte politische Erwartungen der alten und neuen europäischen Nachbarstaaten und 
Verbündeten sowie reformulierte Interessen. Wenn sich aber die Berliner Republik 
gesellschaftlich, politisch und kulturell von der Bonner Republik unterscheidet, ist 
auch staatsrechtlich nach Veränderungen zu fragen, gehören solche zumindest reflek-
tiert, um nicht fortlaufend „Sonderwege“ zu diagnostizieren. 

Mit dem zeitgeschichtlichen Begriff der Berliner Republik will ich die Aufmerk-
samkeit auf die deutsche Staatspraxis seit der deutschen Einheit im Jahr 1990 lenken. 
Ihr ist das Buch besonders verpflichtet. Die Staatspraxis spiegelt sich in den vielen Bei-
spielen, die zumeist aus der Rechtsprechung deutscher Gerichte und dem Handeln der 
Verfassungsorgane stammen. Für Letzteres haben sich die Bundestagsdrucksachen als 
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eine Quelle von hohem Wert erwiesen. Damit ist nicht unterschwellig gemeint, die 
Vergangenheit vor dieser Epochenzäsur abzuschneiden – ich greife in allen Kapiteln 
teilweise bis in das 19. Jahrhundert zurück und fühle mich dem historischen Ereignis 
wie dem historischen Argument verpflichtet. 

Weitergehend betone ich mit dem Begriff insgesamt die historische Rahmung des 
Staatsrechts. Mit Blick auf das Studium der Rechtswissenschaft bin ich von der Not-
wendigkeit eines historischen Zugangs – auch im geltenden Recht – überzeugt. Das 
kontextlose Memorieren der Dogmatik ist zwar ohne Zweifel möglich, macht das ver-
stehende Durchdringen einer Rechtsfrage aber unwahrscheinlich. Dieses ist jedoch 
wiederum Voraussetzung, um eine Rechtsnorm sinnhaft auf einen neuen Sachverhalt 
anzuwenden, sich ein Urteil bilden zu können, so dass Entscheidungsalternativen und 
auch rechtspolitische Gestaltungsmöglichkeiten überhaupt in den Blick kommen. Die 
reflektierte Kenntnis der staatsrechtlichen Maßstäbe, Verfahren und Grenzen interna-
tionaler Zusammenarbeit kann dazu beitragen, dass ein politisch Verantwortlicher sich 
hinter „historischer Unausweichlichkeit“ nicht verstecken kann. 

Der Blick der Gegenwart auf das Staatsrecht der internationalen Beziehungen wird 
vom Europarecht und Teilgebieten des modernen Völkerrechts beherrscht. Es ist 
gleichwohl ein unvollständiges Bild, das „Staatsrecht III“ erst mit dem Ende der Nach-
kriegszeit beginnen zu lassen, in der sich die Bundesrepublik und die Europäischen 
Gemeinschaften bewährten und ihre Rechtsordnungen konsolidierten. Sicherlich ent-
steht in dieser Zeit der inter- und supranationale Menschenrechtsschutz, vermehren 
sich die nicht-staatlichen Völkerrechtssubjekte und übertragen Staaten einen Teil ihrer 
Hoheitsrechte zur gemeinsamen Ausübung auf zwischenstaatliche Einrichtungen. Das 
Europarecht ist jedoch eine erst wenige Jahrzehnte alte Rechtsordnung, die kaum jün-
ger als das Grundgesetz selbst ist. Beide sind in der unmittelbaren Nachkriegszeit ent-
standen, unter den Bedingungen des Ost-West-Gegensatzes, jedoch mit unterschiedli-
cher Zielrichtung. Das Grundgesetz verfasste zunächst die reorganisierte – 
westdeutsche – (Teil-)Staatlichkeit des 1867/71 gegründeten deutschen Bundesstaates. 
Es steht, trotz einiger Neuerungen und bewusster Brüche, in der Kontinuität des Bun-
desstaates und ist vor diesem Hintergrund zu beurteilen. Die Europäischen Gemein-
schaften und ihr Recht, das wir heute Unionsrecht nennen, sind dagegen eine Neu-
schöpfung und eine Antwort auf die Kriege und die Strukturprobleme friedlichen 
Zusammenlebens in Europa. Das deutlich ältere Völkerrecht erinnert uns daran, dass 
die Wirkungszusammenhänge der Staatenkooperation Jahrhunderte zurückreichen. 
Das Nebeneinander von Rechtsordnungen auf demselben Territorium war gerade den 
deutschen Staaten im 19. Jahrhundert durch das Recht des Deutschen Bundes ver-
traut, einer Rechtsordnung zwischenstaatlicher Beziehungen, die dem Völkerrecht 
zugeordnet war. Mehr noch, die zwischenstaatlichen Aktivitäten erreichten bis 1914 
einen Umfang und eine Dichte, die den Rahmenbedingungen der „Globalisierung“ 
durchaus vergleichbar sind. Was sich in der Gegenwart verändert hat, ist neben techni-
schen Neuerungen die Verschiebung politischer Herrschaft auf überstaatliche Organi-
sationen und Foren. Das Staatsrecht der internationalen Beziehungen ist aber dennoch 
keine lineare Fortschrittsgeschichte vom „territorium clausum“ zum „offenen Staat“. 

Wie kann Deutschland als Verfassungsstaat heute, unter den Bedingungen der Inter-
nationalisierung, also gedacht werden? Dieses Lehrbuch entwickelt und erläutert das 
Staatsrecht, das auf entsprechende grenzüberschreitende Sachverhalte und überstaatli-
che Konstellationen anzuwenden ist, im Sinne eines German Foreign Relations Law. Es 
soll sowohl die studienorientierte Einarbeitung als auch die wissenschaftliche Vertie-
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fung ermöglichen. Im ersten Kapitel stehen die Rechtsquellen und ihr wechselseitiger 
Bezug im Mittelpunkt. Das zweite Kapitel ist den Kompetenzbereichen des Staates zur 
Ausübung von Hoheitsgewalt gewidmet, d. h. der originären Gebiets-, Personal- und 
Flaggenhoheit sowie der Übertragung von Hoheitsrechten auf zwischenstaatliche Ein-
richtungen. Im dritten Kapitel geht es um die Einbeziehung von Völker- und Europa-
recht in die deutsche Rechtsordnung, besonders durch den Abschluss und die Ratifika-
tion völkerrechtlicher Verträge. Das vierte Kapitel beschäftigt sich mit der „auswärtigen 
Gewalt“ im Zusammenwirken von Bund und Ländern. Diese Thematik wird im fünf-
ten Kapitel für das horizontale Verhältnis der Verfassungsorgane des Bundes fortgesetzt, 
wobei ein Schwerpunkt auf der Beteiligung des Bundestages an der außenbezogenen 
Willensbildung liegt. Das sechste Kapitel nimmt die materielle Frage von Frieden, 
Krieg und Sicherheit auf, d. h. den Auslandseinsatz der Streitkräfte und deren Integra-
tion in Systeme gegenseitiger kollektiver Sicherheit; ein Seitenblick fällt auf das Aus-
landshandeln der Bundespolizei und der Nachrichtendienste. Das siebte Kapitel räumt 
dem häufig vernachlässigten Thema der Verantwortlichkeit Platz ein, sind doch zahl-
reiche internationalrechtliche Fälle vor deutschen Gerichten Amtshaftungsprozesse und 
ist wichtiges Motiv deutschen Auslandshandelns die Vermeidung einer Staatenverant-
wortlichkeit. Im achten Kapitel wird der Schutz der Grund- und Menschenrechte 
behandelt, mit einem Schwerpunkt auf der Anwendbarkeit der Europäischen Men-
schenrechtskonvention, der Charta der Grundrechte und des Internationalen Paktes 
für bürgerliche und politische Rechte in Deutschland. Mit dem neunten Kapitel wer-
den einzelne Kernprobleme der überstaatlichen Kooperation und Einbindung, wie 
etwa die Souveränität und die demokratische Legitimation aus einer theoretischen 
Perspektive in knapper Form erörtert. Mit dem letzten, zehnten Kapitel schließlich 
unternehme ich den Versuch, der Systematisierung des Stoffes über einen dogmatisch-
analytischen Zugang hinaus einen wissenschaftsgeschichtlichen Zugang an die Seite zu 
stellen. Die veränderte Perspektive erlaubt es, die bereits diskutierten Fragen noch 
einmal anders zu sehen, in der Erwartung, dadurch auf Motive der handelnden Sub-
jekte, Konjunkturen für Themen, Stetiges und Beiläufiges, Zäsuren und Kontinuitäten 
aufmerksam zu werden.  

In der Gesamtschau wird das Buch dem Leser zeigen, dass Deutschland als stabiler 
Raum einer selbstbestimmten politischen Gemeinschaft in der Mitte des europäischen 
Kontinents zu denken ist, der die Durchsetzung des im Grundgesetz verkörperten 
normativen Versprechens nach innen und – im Rahmen des internationalen Rechts – 
nach außen, in Europa und weltweit gewährleistet. Dass Öffnung dabei notwendig mit 
Schließung einher geht, ist immer mitgedacht. Ein Staat und seine Bürger sind nicht 
kosmokratisch, wenn sie sich dem Kräftespiel überstaatlicher Tatsachen und einer dif-
fusen globalen Hoheitsgewalt überantworten, sondern wenn auch in grenzüberschrei-
tenden Sachverhalten und für überstaatliche Konstellationen die Rechtsstaatlichkeit, 
die parlamentarische Verantwortung, der effektive Grundrechtsschutz, die Kompetenz- 
und die Gewaltenteilung gelten – mag dies nun partikular oder sogar eurozentristisch 
sein. Das in diesen Institutionen konstitutionalisierte Sozialmodell ist es, das die deut-
sche Gesellschaft stark und attraktiv macht. Wenn das Buch insgesamt dazu beiträgt, 
dieses freiheitsverpflichtete Verständnis eines partikularen Universalismus zu festigen, 
dann erfüllt es einen wichtigen Sekundärzweck. Die Erscheinungsformen der Interna-
tionalität sind so zahlreich und vielfältig, die politische Bindung zu Beginn des 
21. Jahrhunderts so umfassend, dass Korrekturen des Rechtsrahmens – wie sie zu dem 
Zeitpunkt, in dem dieses Buch in den Druck geht, etwa für die Migration aus Dritt-



Vorwort 

IX 

  
Druckerei C. H  . Beck 

Schorkopf, Staatsrecht der internationalen Beziehungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Druckreif, 09.02.2017     

staaten und die Freizügigkeit in der Europäischen Union diskutiert werden – diese 
strukturelle Prägung des deutschen Verfassungsstaates unberührt lassen.  

Das Buch ist auf dem Stand von Ende November 2016. Soweit ich auf frühere Ar-
beiten zurückgreife, habe ich dies an den jeweiligen Textstellen vermerkt. Der Anhang 
enthält ergänzende Dokumente, die schwer greifbar, für die Staatspraxis aber gleich-
wohl von Bedeutung sind. Im zehnten Kapitel werden die Primärquellen aus der Lite-
ratur mit Vor- und Nachnamen, die Sekundärquellen, wie in den anderen Kapiteln 
auch, nur mit Nachnamen zitiert.  

Dr. Stefan Ruppert und Dr. Karsten Schneider danke ich für Hinweise und Ermu-
tigungen; die Überschrift des ersten Kapitels habe ich aus Schneiders noch unveröf-
fentlichter Habilitationsschrift übernommen. Dank gebührt auch meinen studenti-
schen und graduierten Mitarbeitern am Lehrstuhl. Maria Fried, Thorben Klünder, 
Ramona Schott und Jonas Tafel sowie Uta Nolte, Martin Thiele und Ferdinand Weber 
haben mich mit besonderem Engagement und Hinweisen aus ihrer eigenen Forschung 
unterstützt. Michael Zornow hat sich um die Endredaktion verdient gemacht; Alexej 
Raisch hat das Entscheidungsregister und das Abkürzungsverzeichnis vorbereitet. 
Dr. Johannes Wasmuth hat für dieses Buchvorhaben die Tür beim Verlag geöffnet und 
es wohlwollend begleitet. Andrea Schorkopf, meine Frau, hat dieses Vorhaben mitge-
tragen, dessen Anfänge bis in die gemeinsame Zeit in Karlsruhe zurückreichen – ihr ist 
das Buch gewidmet.  

 
Göttingen, im Januar 2017 Frank Schorkopf 
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